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Abfälle aus Abwasserbehandlungs-
anlagen - Auflagenvorschläge für  
eine ordnungsgemäße und schadlo-
se Entsorgung 

 

1 Vorbemerkung  
Eine obligatorische Stellungnahme des LfU zur Entsorgung von Abfällen aus Abwasser-
behandlungsverfahren ist durch Änderung von Verwaltungsvorschriften im Wasserrecht 
entfallen. Die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug des Wasserrechts (VwVBayWG, Rand-
nummer 77.4.5.7) wurde zum 27.01.2017 durch die Verwaltungsvorschrift zum Vollzug 
des Wasserrechts (VVWas) ersetzt. . In dieser fehlt eine entsprechende Vorschrift. 

Um Abwasserbehandlungsanlagen auch künftig im Hinblick auf die entstehenden Abfälle 
bayernweit weitgehend einheitlich zu regeln, wird empfohlen, im Rahmen einer Neuertei-
lung der wasserrechtlichen Erlaubnis die im Folgenden aufgeführten Auflagenvorschläge 
in den Genehmigungsbescheid aufzunehmen. Sofern ersichtlich ist, dass die aufgeführ-
ten Auflagenvorschläge dem Einzelfall nicht gerecht werden, sollte das LfU auch künftig 
zur fachlichen Begutachtung eingeschaltet werden. 

2 Abfallwirtschaftliche Beurteilung der in Abwasserbehand-
lungsanlagen hauptsächlich anfallenden Abfälle 

2.1 Klärschlamm 
Der vom Landtag beschlossene Ausstieg aus der landwirtschaftlichen, landschaftsbauli-
chen und gärtnerischen Verwertung von Klärschlamm soll gemäß der Verordnung über 
den Abfallwirtschaftsplan Bayern (AbfPV) vom 17.12.2014 weiter vorangebracht werden. 

Bei der nach wie vor rechtlich zulässigen stofflichen Verwertung des Klärschlamms durch 
Aufbringen auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden sind die Beschränkun-
gen und die Nachweispflichten der Klärschlammverordnung (AbfKlärV) wie auch die ein-
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schlägigen düngemittelrechtlichen Vorschriften zu beachten. Auf das Ausbringungsverbot 
von Rohschlamm gemäß § 15 Abs. 1 AbfKlärV wird hingewiesen.  

Die AbfKlärV enthält neben Anforderungen an die landwirtschaftliche Nutzung Anforde-
rungen für die Verwertung von Klärschlamm bei landschaftsbaulichen Maßnahmen, zu 
forstwirtschaftlichen Zwecken und auf Haus-, Nutz- und Kleingärten. 

Stofflich und energetisch nicht verwertbarer Schlamm ist entsprechend den Vorschriften 
der Verordnung über Deponien und Langzeitlager (Deponieverordnung – DepV) vor der 
Ablagerung zu mineralisieren. Eine Deponierung von nicht mineralisiertem Klärschlamm 
ist nicht zulässig. 

2.2 Rechengut 
Gemäß § 6 Abs. 4  i. V. m. Anhang 3 , Tabelle 2 DepV dürfen auf Deponien lediglich 
Abfälle mit einem organischen Anteil des Trockenrückstandes (oTR) der Originalsub-
stanz, bestimmt als Glühverlust, von maximal 3 Masse-% (Deponieklasse I) bzw. maxi-
mal 5 Masse-% (Deponieklasse II) oder, bestimmt als TOC, von maximal 1 Masse-% 
bzw. maximal 3 Masse-% abgelagert werden. 

Da der organische Anteil des Trockenrückstandes in der Originalsubstanz von Rechengut 
aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen generell die genannten Zuordnungswer-
te weit überschreitet, ist die Deponierung dieser Materialien nicht zulässig. 

Rechengut aus Abwasserbehandlungsanlagen sollte vorzugsweise einer thermischen 
Behandlung zugeführt werden. Kann Rechengut weder stofflich noch energetisch verwer-
tet werden, ist es in hierfür zugelassenen thermischen Abfallbehandlungsanlagen durch 
(Mit-)Verbrennung zu beseitigen. 

2.3 Sandfanggut 
Sandfanggut enthält neben Sand weitere sedimentierfähige Abwasserpartikel (z. B. 
Asche, Glasscherben, Zigarettenkippen, Reifenabrieb, feine Nahrungsmittelreste). Der 
organische Anteil beträgt zwischen 10 % und 50 % der Trockenmasse. 

Für Sandfanggut bietet sich nach entsprechender Aufbereitung sowohl eine Verwertung 
als Baumaterial als auch eine Deponierung an. Einer Verwertung ist gemäß § 6 Abs. 1 
KrWG Vorrang vor der Beseitigung einzuräumen. 

Zur Verringerung der Organikfracht ist sowohl bei einer stofflichen Verwertung als auch 
bei einer Deponierung eine Waschung (u. U. in Kombination mit einer Zwischenlagerung) 
der Sandfangrückstände zwingend erforderlich. 
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3 Auflagenvorschläge 
Um einen den abfallwirtschaftlichen Grundsätzen entsprechenden Betrieb der Abwasser-
behandlungsanlage sicherzustellen, schlagen wir folgende Auflagen vor: 

3.1  Über den Verbleib des Klärschlamms ist ein Register nach § 34 Abs. 1 AbfKlärV 
zu führen. (Anm.: sofern anfallend, kann die Registerpflicht auf der Grundlage 
des § 2 Abs. 1 Nr. 2 NachwV auch auf Rechen-, Sandfanggut, Fette sowie weite-
re Abfälle angewandt werden.) 

3.2  Bei einer stofflichen Verwertung des Klärschlamms außerhalb landwirtschaftlicher 
Nutzflächen gilt die AbfKlärV. 

3.3  Bei der landwirtschaftlichen Verwertung von Klärschlamm sind neben den abfall-
rechtlichen auch die düngemittelrechtlichen Vorschriften zu beachten. Bei der 
landwirtschaftlichen Verwertung von Klärschlamm sind, um die Vegetationszeiten 
und den Winter überbrücken zu können, Zwischenlagerkapazitäten mindestens 
für die Klärschlammmenge vorzusehen, die in den in § 6 Abs. 8 der Düngever-
ordnung (DüV) bestimmten ausbringungsfreien Zeiten anfällt (Acker: nach Ernte 
der letzten Hauptfrucht bis 31.01.) (die Ausnahmen des § 6 Abs. 9 DüV sind zu 
beachten)). 

3.4  Stofflich nicht verwertbarer Klärschlamm ist durch thermische Verfahren zu mine-
ralisieren. 

3.5  Rechen- und Sandfanggut, Fette sowie weitere entstehende Abfälle sind auf der 
Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ordnungsgemäß und schadlos zu 
entsorgen. Sie sind soweit technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, stoff-
lich oder energetisch zu verwerten. (Hinweis: Rechengut sollte vorrangig einer 
thermischen Behandlung zugeführt werden). Anm.: diese Auflage ist nur einzufü-
gen, falls weitere Abfälle auch tatsächlich anfallen. 

3.6.  Für die Entsorgung der beim Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage anfallen-
den Altöle ist die Altölverordnung (AltölV) in der jeweils gültigen Fassung zu be-
achten. 

Hinweis: 

Die Verordnung über den Abfallwirtschaftsplan Bayern (AbfPV) vom 17.12.2014 nennt in 
Anlage Abschnitt III Nummer 1.2.4 als abfallwirtschaftliches Ziel bei der Entsorgung von 
Klärschlämmen, den Ausstieg aus der landwirtschaftlichen, landschaftsbaulichen und 
gärtnerischen Verwertung von Klärschlämmen weiter voranzubringen. Dies kann insbe-
sondere durch die energetische Verwertung von Klärschlämmen in Monoverbrennungs-
anlagen (möglichst mit Rückgewinnung des im Klärschlamm enthaltenen Phosphors er-
folgen). Abfallheizkraftwerke und sonstige- Kraftwerke- können derzeit ebenfalls und, bei 
Klärschlämmen aus Abwasserbehandlungsanlagen ≤ 100.000 EW ab 2029 und ≤ 50.000 
EW ab 2032, auch weiter genutzt werden. Eine energetische und stoffliche Verwertung in 
Zementwerken ist möglich. 
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